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Vertrauen und Mißtrauen. 


Wohl nicht mit Unrecht hat man unſere Zeit als die Zeit 
des Mißtrauens bezeichnet, denn ſte iſt daran reicher, als 
irgend eine andere war. Jeder einzelne Menſch, jeder Stand, 
jede Partei, jede Corporation iſt irgendwie vom Geiſte des Miß⸗ 
trauens beſeelt; faſt giebt es nichts, das nicht irgendwie entwe⸗ 
der Grund oder Gegenſtand oder Folge des Mißtrauens wäre. 
Man könnte ein dickes Buch darüber ſchreiben, wie der Geiſt 
des Mißtrauens die verſchiedenen Lebensverhältniſſe beherrſchte, 
ſelbſt wenn man ſich mit bloßen Andeutungen begnügen wollte. 
Ich will mich hier bloß darauf beſchränken, zu zeigen, in wie— 
fern man mit Recht über den Geiſt des Mißtrauens klagt, wie 
ihm ferner, falls ſolches heilſam ſein ſollte, am beſten ent— 
gegengearbeitet werden kann. 

Meine geehrten Leſer wundern ſich vielleicht, wenn ich frage, 
ob man ſich mit Recht über das Herrſchen des Mißtrauens 
beklage. Jedenfalls fehlt es nicht an Menſchen, die das Miß⸗ 
trauen in keiner Weiſe geduldet wiſſen wollen, welche es dem 
Vertrauen entgegenſetzen, wie dem Guten das Böſe. Ihnen 
ſetze ich zunächſt die Erfahrung entgegen, welche beweiſ't, daß 
das Mißtrauen nicht durchaus gemißbilligt wird; ja vielleicht 
haben ſie ſelber vorkommenden Falls für recht gehalten, 
Mißtrauen zu hegen. 

Es iſt gewiß etwas Gntes, daß wir eine Bürgerwehr ha⸗ 
ben; doch woher ſtammt ſte? Iſt fie nicht ein Kind des Miß⸗ 
trauens 2 Wozu bedürften wir einer Bürgerwehr, wenn den 


Feinden zu trauen wäre, wozu einer Bürger⸗Wache, wenn 


d. i. mißtrauiſch, ſein 
müßte 2 Wir haben eine eonſtituirende Verſammlung; woher ſtammt 
fie? Man jagt vielleicht, fie ſei aus dem Vertrauen des Volks 
hervorgegangen, um anzudeuten, daß ſie das Vertrauen des Vol⸗ 


man nicht auf dies oder jenes wachſam, 


kes beſttze oder wenigſtens beſeſſen habe. Doch die Erfahrung 
lehrt das Gegehtheil. Warum verlangte das Volk, eine Conſti⸗ 
tution? Nicht aus Mißtrauen? Für diejenigen, welche der Mei: 
nung ſind, man dürfe gegen unſere conſtituirende Verſammlung 
kein Mißtrauen hegen, will ich hier beiläuflg bemerken, daß ſte 
ſelber in ſich Mißtrauen ſezt. In der Sitzung vom 1. Juli 
fragte der Abgeordnete Uhlich: „Wollen wir glauben, daß wir 
nicht auf die rechte Weiſe gewählt worden,“ d. i. daß das 
Volk nicht diejenigen, denen es ain meiſten vertraute, zu feinen 
Vertretern erwählt habe? Die Antwort war ein Mißtrauens— 
Votum. In derſelben Sitzung hat die hohe Verſammlung be— 
ſchloſſen: „Jedes Mitglied, welches ein Staatsamt oder eine 
Beförderung im Staatsdienſte annimmt, verliert Sitz und Stine: 
me in der Verſammlung.“ Was iſt dieſer Beſchluß anders 
als ein Mißtrauens-Votum gegen die dee ſowie gegen 
die hohe Verſammlung ſelbſt? 


Loch ich will keineswegs dem Mißtrauen das Wort reden. 
Ich gebe zu, daß das Mißtrauen an ſich ſelbſt etwas Beängſti⸗ 
gendes hat, daß es ſehr üble Folgen haben kann. Wenn z. B. 
ein reicher Capitaliſt aus Mißtrauen fein Geld einem Kaſten 
anvertraute, ſo iſt ihm dabei gewiß nicht ſo wohl, als wenn 
er es mit Sicherheit citeuliren laſſen kann; und die Folgen fets 
nes Mißtrauens find offenbar Hemmung des Verkehrs, Vergroße⸗ 
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rung der Noth. Aber das Mißtrauen iſt einmal da, wie viel 
man auch darüber klagen möge; und alles, was da ift, hat 
einen Grund. Wer alſo uͤber das Daſein des Mißtrauens klagt, 
der muß auch über den Grund deſſelben klagen; man kann 
es nicht verwerfen, ohne ſeinen Grund zu verwerfen. 

Man hat der Herrſchaft des Mißtrauens entgegen zu ar— 
beiten verſucht, man hat fleißig ermahnt: „Leute habt doch Ver— 
trauen,“ ſei es nun zur Regierung, zur National-Verſammlung 
oder zu etwas Anderem. Allein trotz alles Ermahnens bleibt 
das Mißtrauen; ja ſelbſt die Ermahnenden können nicht umhin, 
ſelber Mißtrauen zu hegen. Woher kommt dies? Es kommt 
daher: Der Grund des Mißtrauens iſt nicht der Wille des 
Menſchen. Niemand hegt gern Mißtrauen, ſondern weil er 
muß, Der Grund des Mißtrauens iſt nichts anderes, als das 
Vertrauen und zwar in doppelter Hinſicht: man hegt einmal 
Mißtrauen, weil man ohne einen wahren Grund vertraut hat, 
d. i. weil man getäuſcht worden iſt; man hegt Mißtzauen, um 
nicht wieder getäuſcht zu werden, um ein wohlhegründetes Ver⸗ 
trauen hegen zu können. 

Was iſt alſo zu thun, um den Geiſt des Mißtrauens aus⸗ 
zurotten, um das Vertrauen wieder herzuſtellen? Es hilft da: 
zu kein Klagen, fein Ermahnen; doch giebt es ein ſehr wirk— 
ſames Mittel. Vergebens wandte man ſtch an den Willen der 
Menſchen; ihn kann man ſtets vorausſetzen, der Menſch iſt 
ſtets bereit zu vertrauen, wenn er nur kann. Wer kein Ver- 
trauen hat, wozu es auch ſei, dem fehlt es einzig und allein 
am Können. Man muß es alſo den Menſchen möglich mas 
chen, Vertrauen zu hegen, indem man den Grund ihres Miß— 
trauens beſeitigt, und ihnen Grund zum Vertrauen giebt. Ich 
will dies an einem Beiſpiele, zu erläutern ſuchen. 


(Beſchluß folgt in der nächſten Nummer.) 
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Conſtitutioneller Verein zu Ratibor. 

Ratibor 16. Aug uſt. Ordner Herr Chef - Präſtdent 
Wentzel. Der Ordner dankt für das Vertrauen, welches die 
Versammlung durch die Wahl deſſelben in den Vorſtand bewie— 
ſen, und ermuntert zur öfteren Benutzung der Tribüne. Wir 
ſeien zu dem ſchoͤnen Zwecke mit einander hier verbunden, um 
gegenſeitig von einander zu lernen und uns gegenſeitig zu ſtär⸗ 
ken; da ſei die Hauptſache nicht die Form, ſondern die Sache, 
und wo leder den Hauptzweck im Auge behaltend feinen Theil 
zum Allgemeinen beitrage, da werde ſich aus einer focialen oder 
politiſchen Frage die andere wie von ſelbſt herausſpinnen. 

Da ein beſonderer Vortrag nicht angemeldet war, jo theilte 
der Ordner die Antwort mit, welche der conſtitutionelle Zen— 
kralverein zu Breslau an die Breslauer Abgeordneten bei der 


National-Verſammlung in Berlin auf deren Beleuchtung eines 
früheren Schreibens erlaffen hat. Der Zentralverein jagt in 
dieſer Antwort, daß es unpafiend fei, in ſolchen Angelegenhei— 
ten ſich des Hohnes und Spottes zu bedienen. Die National- 
Verſammlung jet in Berlin zuſammengerufen, um eine Verfaſ— 
jung zu Stande zu bringen, nicht aber über tauſenderlei andere Dinge 
zu debattiren. Zu dieſem Zwecke haben auch die Breslauer 
Wähler ihre Deputirten nach Berlin geſandt, und zu keinem 
andern. Den Aufbau einer conſtitutionellen Monarchie erwar— 
ten die Wähler von ihren Abgeordneten, nicht aber Sympathien 
und das Liebäugeln mit den Republiken der alten und neuen 
Zeit. 

Ueber die Frage, daß die National-Verſammlung zunächſt 
und vor allem andern eine Verfaſſung zu Stande zu bringen 
ſuchen ſolle, ſpricht der Ordner ſeine Anſicht weiter aus, da 
Niemand ſich um das Wort gemeldet. Er entſcheidet ſich für 
eine bejahende Antwort. Die Märzrevolution und ihre nächſten 
Folgen haben zu manchen ernſten Beſorgniſſen Veranlaſſung ge⸗ 
geben. Wir lahen die Sicherheit der Perſonen und des Eigen— 
thums gefährdet, eine ſteberhafte Aufregung war überall ſicht⸗ 
bar, bedeutende Veränderungen gingen in wenigen Tagen vor 
ſich, es habe in der That eine Revolution ſtartgefunden, darü— 
ber dürfen wir uns nicht täuſchen, und zu beklagen ſei nur 
dieß, daß wir nicht auf friedlichem Wege zu dieſer Reform ges 
kommen ſeien. 

Dieſe Revolution habe aber nicht alles nivellirt, fie habe 
den Thron unangetaſtet gelaſſen, und an der Spitze ſtehe noch 
der König. Wenn jene ſieberhafte Aufregung der erſten Tage 
größtentheils geſchwunden und alles ruhiger geworden, ſo liege 
der Grund darin, weil das Volk in ſeinen verſchiedenen Par— 
theien feine Abgrordneten zur Stational = VBerrammlung gefchiekt 
habe, und hoffe, daß tiefe dem Bedürfniſſe abhelfen und die 
neue Staatsverfaſſung bald aufbauen werden, 

Es ſei daher allerdings die erſte und höoͤchſte Pflicht ver 
Abgeordneten, dahin zu wirken, daß die Verfaſſung bald zu 
Stande komme, und dadurch wieder geordnete Verhaͤltniße ein— 
treten. Vielſeitige Interpellationen und andere Fragen, die mit 
dem Aufbaue des neuen Hauſes nicht in naher Beziehung ſte— 
hen, legien nur neue Hinderniſſe in den Weg und verzögerten 
das Werk. Ein zweiter Grund, weßhalb vor allem andern auf 
die Berathung der Verfaſſung gedrungen werden müſſe, ſei der, 
weil alle Geſetze ihren Halt- und Stützpunkt in der Conſtitution 
finden müßten. Man könne aber nicht von hinten anfangen 
und einzelne Geſetze, z. B. über die Wehrverfaſſung, Preßfrei— 
heit u. ſ. w. geben, da alle Geſetze von dem einen ausgehen 
müßten. Es müſſe drittens die Verfaſſung erſt feſtgeſtellt 
werden, weil dieſe erſt die Art und Weiſe beſtimmen muß, 
wie die Geſetze zu Stande kommen ſollen, in welchem Umfange 
das Veto der Krone feſtgeſtellt werde. Hätten auch die bis 
jetzt berathenen Geſetze die Zuſtimmung der Krone erhalten, fo 
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ſtehe doch noch nicht fett, was geſchehen ſolle, wenn das Ge⸗ 
gentheil eintrete u. ſ. w. 

Hierauf nimmt Dr. v. der Decken das Wort. Der vorige 
Redner habe fein Bedauern darüber ausgedrückt, daß die Re— 
form auf dem Wege der Revolution, und nicht auf friedlichem 
Wege errungen ſei. Er meine, Deutſchland habe allerdings der 
Revolution nicht bedurft, es ſei beſonders Preußen auf dem 
Wege der Reform in den letzten Jahren weit vorgeſchritten; die 
Revolution ſei von Frankreich ausgegangen und habe ſich von 
da zu uns verbreitet. Sie habe uns den Vortheil gebracht, daß 
das Gute ganz und ſchnell geſchehen, und eine radicale Heilung 
vor ſich gegangen. Ohne ſie würde doch noch manches beim 
Alten geblieben fein, z. B. die Prüderie der höhern Stände, der 
Büreaukratenſtolz u. |. w., allerdings ſei das ſchroffe, zuweilen 
brutale Auftreten mancher Mitglieder der Linken in den Ver— 
ſammlungen zu Berlin und Frankfurt zu beklagen, aber auch 
dieß habe ſein Gutes, indem dadurch allen Mitgliedern der Rech— 
ten die Bedeutung der neuen Zeit, in welcher jeder gleiche Rechte 
in Anſpruch nehmen kann, vollſtandig klar werde. Es ſei gut, 
daß das Alte zertrummert ſei, denn die Reaktion ſei dadurch 
unmöglich geworden. Man fürchte zwar bei ſolchen Erſchei— 
nungen den Ausbruch der Anarchie, allein mit Unrecht, die 
Deutſchen überſtürzten ſich nicht, wie die Franzoſen. Durch 
das ſtarke Hervortreten der Partheien würden ſich nur die ſchrof⸗ 
fen Gegenſätze immer mehr abſchleifen. 

Dr. Wichura beſteigt die Tribüne, und geht auf die Anz 
ſicht des erſten Redners zurück, daß nämlich vor allem andern 
eine Verfaſſung gegeben werden müſſe, und die Thätigkeit der 
Deputirten vor allem andern auf dieſe zu richten ſei. Der 
Reduer meint, daß manche Geſetze ſchon jetzt dringendes Ber 
därfniß ſeien, zum Beiſpiel ein Geſetz über die Preßfreiheit, 
die Bürgerwehr u. ſ. w. Wenn nun erſt die Verfaſſung gege— 
ben und der Krone ihr Veto zugeſichert ſei, dann könne der 
Fall eintreten, daß dieſe nothwendigen Geſetze durch das Veto 
der Krone auf Jahre lang hinausgeſchoben werden und wir da— 
her Jahre lang ohne Geſetze ſeien. 

Präſident Wentzel erwiedert hierauf, daß vom Standpunkte 
der Theorie aus die Sache allerdings ſo erſcheinen könne, vom 
praktiſchen Standpunkte aus ſchwanden dieſe Beſorgniſſe, denn 
grade die Regieruug habe das größte Intereſſe, daß die Geſetze 
zu Stande kamen, wie dieß die angeführten Beiſpiele mit der 
Preßfreiheit u. ſ. w. beweiſen. Niemand käme z. B. bei 
Preßvergehen in größere Verlegenheit, als der Staat, der darü⸗ 
ber urtheilen ſoll, wahrend das vorhandene Geſetz durchaus 
nicht ausreiche, um einen Richterſpruch im Sinne der neuen 
Zeit zu fällen. Die Regierung felbft werde gewiß alles aufs 
bieten, daß die neuen Geſetze erſcheinen, ſobald nur das Grund⸗ 


geſetz da ſei, aus welchem dieſe ſich organiſch zu entwickeln im 
Stande wiren. 

Es wurde zuletzt noch der Fragekaſten geöffnet, Die erſte 
Frage war perſönlicher Natur und wurde leicht beſeitigt. Eine 
zweite Frage war, ob es nicht wünſchenswerth ſei, daß zur 
Wahl in den Vorſtand die abſolute Majorität der Stimmen 
erfordert, und ſomit eine Aenderung des Statuts nöthig werde. 
Da ein Antrag zur Abänderung des Statuts erſt durch 10 
Mitglieder uuterſtützt fein muß, wenn er zur Berückſichtigung 
kommen ſoll, ſo wurde vom Ordner die desfallſige Frage ge— 
ſtellt. Der Antrag wurde nicht unterſtützt, weshalb er als be— 
ſeitigt zu betrachten iſt. Dr. Wichura meint, daß jener Anz 
trag wahrſcheinlich auf ſeine Perſon gerichtet ſei, da er nicht 
abſolute Stimmenmajorität bel der Wahl in den Vorſtand ge⸗ 
habt, er wolle daher aus dem Vorſtande austreten, wenn die 
Verſammlung ihn nicht mit abſoluter Majorität wieder wahle. 
Der Ordner erwiedert, daß die Wahl gültig vollzogen ſei und 
eine neue Abſtimmung nicht ſtattſinden könne, worin ihm Su⸗ 
perintendent Redlich beiſtimmt. Auch könne aus dem Umſtande, 
das ein Mitglied des Vorſtandes nicht mit abſoluter Majorität 
gewählt ſei, nur da, wo über ein einzelnes Individium abgeſtimmt 
würde, der Schluß gezogen werden, daß die Zuſtimmung der 
Majorität der Verſammlung nicht vorhanden fei, nicht aber in 
dem Falle, wo jedes Mitglied der Verſammlung Gegenſtand 
der Wahl ſein könne. Er bittet daher den Autragſteller ſeinen 
Antrag zurück zunebmen, was auch geſchieht. Endlich wird 
noch die Frage aus dem Kaſten gezogen, ob durch Brentanos 
Aeußerung in der Reichsverſammlung zu Frankfurt über den 
Prinzen von Preußen, ſich der preußiſche Volksſtamm verletzt 
fühlen könne? 

Praſident Wentzel meint, daß die preußlſchen Deputirten 
bei der Reichsverſammlung die recktmäßigen Vertreter des preu⸗ 
ßiſchen Volksſtammes ſeien, und daß man daher vom rechtlichen 
Standpunkte aus ihre Erklärung als die des ganzen Volkes 
auſehen könne und müſſe. Frage man nach dem Grunde dieſer 
Erklärung, ſo ſcheine es dieſer zu ſein, daß in einem conſtitutio⸗ 
nellen Staate die Krone ihre Souverenetät mit dem Volke theile 
und mit dieſem in einem ſo innigen Verhältniſſe ſtehe, daß 
jede Beleidigung des Kroninhabers oder Thronfolgers auch 
ſchmerzlich vom Volke empfunden werde. Die Sitzung ſchloß 
um 10 Uhr, nachdem nech die Eingänge aus Frankfurt ange⸗ 


zeigt worden waren. 

Der Vorſtand. 
. 
Polizeiliche Bekanntmachung. 

Ein weißleinenes Schnupftuch, gezeichnet F. B. 6 iſt am 
18. d. in der Nähe der Hirtſchen Buchhandlung, eine rothwol⸗ 


lene Kindertaſche mit Schmelzperlen geſtickt und eine Kriegs⸗ 
Denkmünze von 187%, in der Nähe des S 
ein kleiner Schlüffel auf dem Neumarkte gefunden und int bie 


ſigen Polizei⸗Büreau abgegeben worden. 


„Markt⸗-Preis der Stadt Ratibor 
vom 17. Aug uſt 1848: 
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chießhauſes, ſo wie 


Serfte: der Preuß. Scheffel etlr. 16 far. 6 pf. bis rtlr. aufer. pf. 
Erbfen: der Preuß Scheffel uetlr. 8 for. of, bis Urtlr. 11 for. 3 pf. 
Hafer: der preuß. Scheffel - rtlr. 14 for. 6 pf. bis ⸗rtlr. 16 for 6 pf. 
Stroh: das Schock 2 rtlt. 16 fr. bis 2 rtlr. 20 gr. ö 


Heu: der Centner ⸗rtlr. 12 fgr. bis = rtl. 15 ſgr. 


Hutter: das Q 


Eier s für ı far. 


Weizen: der preuß. Scheffel urtlr. 17 gr. 6 pf. bis Irtir. 22 far. 6 pf. 


Roggen: der Preuß. Scheffel Urtlr. 2 ſgr. 6 pf. bis urtlr. 7 for. 6 pf. 


Uart: 13 bis 15 for. 


Verlegt und redigirt unter Verantwortlichkeit der Hirtſchen 
N Buchhandlung in Ratibor. 


Druck von Bögner's Erben. 


lgemeinse ee. 


Nach § 4 der Verordnung 
vom 6. April c. ſind Verſamm— 
lungen in geſchloſſenen Raͤumen 
nur ohne Waffen geſtattet, 
worauf wir hierdurch aufmerk— 
ſam machen. 

Ratibor den 15. Auguſt 1848. 


Der Wagiſtrat. 


Bekanntmachung. 


Ein dem Krankenhauſe gehöriges, 
hinter dem Zeughauſe in der Großen⸗ 
Vorſtadt belegenes Ackerſtlück von über 
4 großen Scheffeln Ausſaat wird am 
1. Octo ber c. pachtlos — und wird 
bemerkt, daß auf Verlangen auch par— 
zellenweiſe der Acker verpachtet wer⸗ 


den wird. Pachtluſtige werden einge— 
laden 
am 23. Auguſt c. Nachmittags 


3 Uhr 
in unſerem Kommiſſions-Zimmer zur 
Abgabe ihrer Gebote zu erſcheinen. 
Ratibor den 6. Juni 1848. 
De Ma gi ſter a t. 


Bekanntmachung. 


Die auf den 24. Auguſt c. Vormittags 
10 Uhr hierſelbſt angeordnete Auction von 
2 kupfernen Piſtoriusſchen Brenn-Appara⸗ 
ten und 22 Luxuspferden wird nicht Statt 
finden. 

Hatibor den 17. Auguſt 1848, 

Das Kreiszuſtizrathliche Amt 
Grothe. 


Einer zuverläßigen Perſon, der die Auf⸗ 
ſicht über 2 Kinder anvertraut werden 
ſoll, wird ſofort eine Stelle durch die Ex⸗ 
pedition d. Bl. nachgewieſen. 


Auf den, unter Beifügung von NE 56 
des Allg. Oberſchl. Anzeigers und ONE 
42 der Oberſchl. Locomotive, erftatteten 
Berichtes hat das Hohe Königliche Gene— 
ral⸗Poſtamt nachſtehenden Beſcheid unter 
dem 14. Auguſt a. C. ertheilt: 

„daß es überhaupt nicht der Muͤhe 

werth ſein dürfte auf die theils unwah— 

ren, theils unerheblichen Artikel, welche 
in den beiden zurückfolgenden Nummern 
der Oberſchleſtſchen Locomotive und des 

Oberſchleſiſchen Anzeigers enthalten find, 

eine Erklärung erfolgen zu laſſen.““ 

Vorſtehende Mittheilung meinen ges 
ehrten Herren Kollegen in Folge der in 
der Stadtverordneten-Verſammlung am 28. 
Juli a. 6, gegebenen Auskunft. 

Ratibor den 18. Auguſt 1848. 

Renouard de Viville, 
Malor a. D. und Poſtmeiſter. 


Neue Berliner Hagel⸗ 

Aſſekuranz-Geſellſchaft. 

Die unterzeichnete Direktion bringt hier— 
durch zur Kenntniß des betheiligten Pu— 
blikums, daß dieſelbe mit der Auszahlung 
der Hagelſchäden fo ſchnell als es die ihr 
zur Prüfung vorliegende große Anzahl 
von Tax⸗Verhandlungen über die im ge— 
genwärtigen Jahre unſere Geſellſchaft be— 
troffenen bedeutenden Hagelſchäden nur ir— 
gend geſtattet, fortſchreitet, und daß bins 
nen ganz kurzer Zeit die vollſtändige Be— 
friedigung der Damnifikaten erfolgt ſein 


wird. 5 
Direktion 

der neuen Berliner Hagel-Aſſekuranz⸗ 
Geſellſchaft. 


Sonnabend den 19. Auguſt 
Konzert im Jungfernhofe 
von der Oberſchl. Muſikgeſellſchaft. 


Wirthſchafterin-Geſuch. 


Einer gebildeten Perſon zwiſchen 20 
bis 30 Jahren, welche einige Tauſend 
Thaler disponibles Kapital beätzt und 
einer Landwirthſchaft vorzuſtehen im Stande, 
auch wo möglich der polniſchen Sprache 
mächtig iſt, kann gegen hypothekariſche 
Sicherſtellung ihres Kapitals eine ſehr 
gute ſelbſiſtändige Stellung, möglicher- 
weiſe auch dadurch eine ſehr vortheilhafte 
Verheirathung nachgewieſen werden. Adreſ⸗ 
fen werden unter Zuſicherung der ſtreng— 
ſten Discretion unter Chifre W. 6. franco 
Matibor erbeten. 


In meinem Hauſe auf der neuen Straße 
iſt das Gewölbe worin ein Spezerei⸗ 
Geſchäft betrieben wird, nebſt Wohnung 
vom 1. Oktober d. J. ab zu vermie⸗ 
then, auch iſt im dieſem Haufe ein Zim⸗ 
mer für einen einzelnen Herrn zu vers 
miethen und ſofort zu beziehen. 
Ratibor den 15. Auguſt 1818. 


S. B. Danziger. 
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Die zur Aufnahme in dieſes Blatt beftinımten Inſerate werden von der Erpediton deſfelben fam Markt im Lokal der 
Hirtſchen Buchhandlung] ſpäteſtens an jedem Dienſtag und Freitag bis 12 Uhr Mittags erbeten. 


